
Würmeling' erfand sogar in der Sitzung vom 12. Fe­
bruar 1954 für den Stichentscheid des klannes eine neue 
Amtstheorie.

Sehr schnell ist die Reaktion jedoch mit der „Gleich­
berechtigung“ einverstanden, wenn es der Ausbeutung 
förderlich ist, wie im Falle der Beseitigung des Haus­
haltstages238).

Verfolgt man die Beratungen des ersten und zweiten 
Entwurfs, so muß man feststellen, daß nur ein einziges 
Mal eindeutig gegen den reaktionären Klasseninhalt 
Stellung genommen worden ist. Diese Aufgabe erfüllte 
die Abgeordnete Frau Strobach der KPD, die eindeutig 
verlangte, die ökonomischen Voraussetzungen für die 
Gleichberechtigung dadurch zu schaffen, daß der Frau 
soziale Sicherheit, das Recht der freien Berufswahl und 
alle Aufstiegsmöglichkeiten gewährleistet, die Un­
gleichheit in der Entlohnung usw. aber beseitigt werde. 
Die SPD schwieg zu diesen grundsätzlichen Fragen, 
obwohl sie darüber Bescheid weiß, daß der Maximal­
profit des Monopolkapitals zu einem großen Teil aus 
der geringeren Entlohnung der Frau stammt. In West­
deutschland erhalten Frauen bekanntlich bei gleicher 
Arbeit nur 60 bis 70 Prozent des Lohnes der Männer. 
So z. B. erhält der Facharbeiter in der Textil- und Be­
kleidungsindustrie durchschnittlich wöchentlich brutto 
52 WM, die Facharbeiterin hingegen nur 28 bis 30 WM. 
In der Holzindustrie betragen die Zahlen 55 WM bzw. 
36 WM. Laut amtlicher Statistik sind in Westdeutsch­
land 500 000 Frauen arbeitslos. Für eine Frau im Alter 
von über 35 Jahren ist es so gut wie ausgeschlossen, 
einen Arbeitsplatz zu erhalten. Unter 510 000 Beschäf­
tigten bei der Reichsbahn befinden sich nur 11000 
Frauen, die fast ausschließlich in Stellungen als Putz­
frauen oder Schreibkräfte arbeiten24).

Wie verhielt sich die SPD bei Beratungen des Ent­
wurfs zu diesen wichtigen Fragen? Die Abgeordnete 
Frau Nadig der SPD erklärte bei der Lesung des 
zweiten Entwurfs:

„In diesem Zusammenhang wende ich mich an 
die Regierung mit der Bitte, innerhalb ihres Be­
reiches bei Behörden und Verwaltungen dafür zu 
sorgen, daß der Rechtssatz, bei gleicher Arbeit und 
gleicher Leistung den gleichen Lohn zu zahlen, 
endlich Erfüllung findet.“

Mit Bitten an das Monopolkapital kann der Kampf 
um die ökonomische Gleichberechtigung der Frau nie­
mals entschieden werden. Aber das glaubte wohl auch 
Frau Nadig nicht.

Und damit wollen wir kurz zum Entwurf der SPD 
Stellung nehmen. Seine Verfasser beschränken sich 
darauf, eine formale Gleichberechtigung der Frau an­
zustreben. Das geht so weit, daß in den Wahlgüter­
ständen des BGB einfach die Rechte des Mannes sche­
matisch beiden Ehegatten übertragen werden sollen. 
Der Entwurf verzichtet bewußt auf jede Möglichkeit, 
die ökonomischen und politischen Grundlagen • der 
Gleichberechtigung zu fordern, die überhaupt erst Vor­
aussetzungen dafür sind, daß auch eine familienrecht­
liche Gleichberechtigung wirksam bestimmt werden 
kann. Er ist damit nur eine besondere Variante bür­
gerlicher Reformbestrebungen. Hierzu kann man ejne 
Feststellung zitieren, die Frau Wächter am 18. Juli 1954 
auf einer Frauen Veranstaltung in Köln traf:

„Nur Änderungsvorschläge zum Regierungsent­
wurf bzw. zum BGB zu formulieren, würde be­
deuten, nur die Fragen zu erfassen, die in diesen 
enthalten sind, d. h., daß also die Frage der wirt­
schaftlichen und politischen Gleichberechtigung 
völlig unter den Tisch fallen würde.“25)

23a) LG Hannover vom 1. Dezember 1953, NJW 1954 S. 574. Von 
dieser Entscheidung nahm der gesamte Bundestag bei der Bera­
tung des zweiten Entwurfs etwa in dem Sinne zustimmend 
Kenntnis, daß man eben solche durchaus begründeten Folgen 
der Gleichberechtigung den Frauen zumuten müsse. Es blieb 
dem Bundesarbeitsgericht Vorbehalten, mit seinen beiden Ent­
scheidungen vom 14. Juli 1954 (NJW 1954 S. 1301 und 1303) das 
Parlament über den wahren Inhalt der Gleichberechtigung zu 
belehren, indem es zu Recht feststellt, daß der Haushaltstag 
nicht dem Grundsatz der Gleichberechtigung widerspricht, da 
es nicht Sinn der Gleichberechtigung sei, die Frauen ungün­
stiger zu stellen, als sie bisher gestellt waren, und da insbe­
sondere Bestimmungen zum Schutz der berufstätigen Frau 
nicht gegen Art. 3 GG verstoßen. Dem Bonner Gesetzgeber 
kann dringend empfohlen werden, von den Begründungen bei­
der Entscheidungen eingehend Kenntnis zu nehmen.

*4) vgl. Erna Dyballa, „Die gesellschaftliche Stellung der 
Frau in unserem Staate“, Die Arbeit 1954 S. 580.

2“) „Stellungnahme und zweiter Entwurf einer Gesetzes­
vorlage über die Gleichberechtigung von Mann und Frau", Die 
Justiz, Düsseldorf 1954, S. 438.

Und auch die rechtlichen Folgerungen einer solchen 
Beschränkung stellte die Referentin klar heraus:

„ ... die juristische Gleichberechtigung von Mann 
und Frau in Ehe und Familie bleibt eine Phrase, 
wenn die Frau nicht auch ökonomisch gleichberech­
tigt ist. Was nutzt der Frau schließlich ihr Mit­
entscheidungsrecht in Ehe und Familie, wenn der 
Mann ihr zwar nicht mehr gesetzlich seinen Willen 
aufzwingen kann, sie aber wirtschaftlich so von 
ihm abhängig ist, daß sie letzten Endes gezwungen 
ist nachzugeben, weil sie keine Möglichkeit sieht, 
auf eigenen Füßen zu stehen, und Angst vor der 
Not hat.. ,“23 26)

Diese Gleichberechtigung auf allen Gebieten des 
staatlichen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Lebens herbeizuführen, gesetzlich festzulegen und zu 
garantieren, ist die verfassungsmäßige Verpflichtung von 
Regierung und Parlament. Denn in Art. 3 Abs. 2 GG 
ist in keiner Weise die Rede davon, daß die Gleichbe­
rechtigung sich nur auf das Familienrecht beziehen 
solle. Die Formulierung „Männer und Frauen sind 
gleichberechtigt“ weist keinerlei' Einschränkung auf. 
Das gleiche gilt ohne jede Ausnahme von Art. 117, wo­
nach jedes entgegenstehende Recht am 31. März 1953 
außer Kraft getreten ist. Die Bundesregierung wird 
also ihrer verfassungsmäßigen Verpflichtung in keiner 
Weise gerecht, wenn sie die Durchführung der Gleich­
berechtigung nur auf dem Gebiete des Familienrechts 
gesetzlich regeln will.

Was sie unter Verstoß gegen die Verfassung unter­
lassen hat, ist inzwischen von den Frauen selbst mutig 
begonnen worden. Der Vorstand des DFD in West­
deutschland hat einen eigenen Gesetzentwurf über die 
Gleichberechtigung von Mann und Frau * zur Diskus­
sion gestellt27). In einer Frauenveranstaltung am
18. Juli 1954 in Köln ist dieser Entwurf unter zahl­
reicher Teilnahme von Frauen aus allen Schichten der 
Bevölkerung besprochen worden. Im Ergebnis dieser 
Konferenz und unter Auswertung weiterer Diskussi­
onen und Zuschriften wurde ein verbesserter zweiter 
Entwurf einer Gesetzesvorlage über die Gleichberechti­
gung von Mann und Frau ausgearbeitet und bekannt­
gemacht28).

Es muß besonders betont werden, daß allein dieser 
Entwurf im Gegensatz zu den im Parlament einge- 
brachten Entwürfen dem Grundgesetz entspricht. Er 
bestimmt die Gleichberechtigung von Mann und Frau 
auf allen Gebieten des staatlichen, wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Lebens-und gliedert sich demgemäß 
in die Abschnitte „Ehe und Familie“, „Die Frau im 
beruflichen Leben“ und „Die Frau im politischen und 
staatlichen Leben“. Hier finden sich die als Voraus­
setzung jeder Gleichberechtigung unerläßlichen funda­
mentalen Rechtssätze, wie Recht auf Arbeit und Garan­
tie dieses Rechts, gleicher Lohn für gleiche Arbeit, Ge­
währleistung der Tätigkeit der Frau in allen Berufs­
zweigen, Sicherung einer gründlichen Berufsausbildung, 
Sicherung der gleichen Aufstiegsmöglichkeiten, Schaf­
fung der für die Frau erforderlichen Arbeitsbedingun­
gen, Unterstützung der berufstätigen Frau durch ent­
sprechende Einrichtungen, wie Kindergärten, Wäsche­
reien usw., das Recht der Mitarbeit im Staat an ver­
antwortlicher Stelle, freie Betätigung für alle demo­
kratischen Organisationen und Vereinigungen der 
Frauen.

Der Regierungsentwurf vertritt die Auffassung, daß 
weder, das Recht der nichtehelichen Mutter noch das 
des nichtehelichen Kindes neu zu ordnen seien. Man 
kann aber beim besten Willen nicht bestreiten, daß 
Mütter auch Frauen sind, und daß eine minderberech­
tigte Mutter zugleich auch eine minderberechtigte und 
damit nicht gleichberechtigte Frau ist. Auch diese verfas­
sungswidrige Unterlassung des Regierungsentwurfes 
wird im Entwurf des DFD durch die Bestimmung 
korrigiert, daß der Mutter eines nichtehelichen Kindes 
die vollen elterlichen Rechte zustehen, die nicht durch 
Einsetzung eines Vormundes geschmälert werden 
dürfen.

Ebenso unwürdig jeder sonst so viel gepriesenen 
abendländischen Kultur ist die Entrechtung des nicht­
ehelichen Kindes. Das Grundgesetz konnte nicht umhin,

2G) ebenda.
27) vgl. NJ 1954 S. 415.
28) vgl. Die -Justiz 1954 S. 440.
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